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1 Einleitung 

Am 9. Dezember 1951 fand eine Volksabstimmung statt. Diese entschied die Gründung des Bundeslandes Baden-Württemberg. Obwohl 52% der Badener eigentlich gegen eine Fusion abgestimmt hatten darf man feststellen, dass Baden-Württemberg das einzige Bundesland Deutschlands ist, dessen Gründung vom Volk legitimiert wurde. Am 9. März 1952 konnten die Bewohner Baden-Württembergs zum ersten Mal ihre verfassungsgebende Landesversammlung (später Landtag) wählen. Der Zusammenschluss von Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und Südbaden erfolgte am 25. April 1952
.

Bis heute hatte Baden-Württemberg 19 Regierungen mit sieben verschiedenen Ministerpräsidenten. Zudem gab es 16 Landtagswahlen. Mit dieser Hausarbeit möchte ich einen Überblick über diese drei politischen Faktoren darstellen. Desweiteren versuche ich die wichtigsten Gründe für neue Wahlen und Personalwechsel zu analysieren. Wer waren die Spitzekandidaten? Welche Faktoren haben die Wahlen beeinflusst? 

Der Kern der Untersuchung werden die Regierungen selber sein. Wer bildet eine Regierung? Mit wem und warum? Ich werde die Gründe für einen Koalitionswechsel zwischen zwei Wahlen untersuchen. War die Regierung stabil, erfolgreich und handlungsfähig? 

Zum Schluss werde ich mir auch die Rolle der CDU in Baden-Württemberg anschauen. Ist und war die CDU wirklich in dem Maße dominant wie es nach außen wirken mag oder gab es eventuell überraschende Wendungen in der baden-württembergischen Wahlgeschichte?  
2 Überblick der Regierungen und Landtagswahlen

a) Die einige Regierung ohne CDU (1951-1953)

Bei der ersten Wahl wurde die CDU die stärkste Partei mit 50 Sitzen. Daneben waren noch vier andere Parteien über die 5%-Hürde gesprungen. Die SPD errang 38 Sitze, die FDP/DVP 23, der Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten sechs und die KPD vier Sitze
. Die CDU nahm als größte Fraktion den Anspruch auf das Amt des Ministerpräsidenten an und sah die Regierungsbildung gesichert. Der 25. April 1952 wurde jedoch zu einer Überraschung für die CDU. Am so genannten „Schwarzen Freitag“ wurde nicht Gebhard Müller der CDU sondern Reinhold Maier der FDP/DVU zum ersten Ministerpräsident von Baden-Württemberg gewählt
. Vor diesem historischen Hintergrund kann der Start der Verfassungsgebenden Landesversammlung Baden-Württembergs im Frühjahr 1952 als turbulent angesehen werden.

Es bestand ein Misstrauen zwischen der Altbadener Regierung und der Regierung in Stuttgart. Neben unterschiedlichen parteipolitischen Anschauungen spielten auch regionale Gegensätze eine Rolle. Ein Beispiel ist die Verfassungsdebatte über den Schulunterricht. Hier verliefen die Konfliktlinien parallel zu den parteipolitischen Einstellungen
. Ein Kompromiss ermöglichte zunächst jedem Landesteil die Schulform von vor 1951 beizubehalten.

Ministerpräsident Maier ließ vor der Bundestagwahl 1953 ein Plebiszit bezüglich der Zukunft seiner Regierung erfolgen. Die CDU erhielt 52% und gewann diese Wahl glorreich. In Konsequenz dessen trat Maier zurück. Sein Nachfolger wurde Gebhard Müller. Er leitete eine Allparteienregierung (allerdings ohne die vier KPD-Abgeordneten)
. Am 11. November 1953 verabschiedete die Verfassungsgebende Landesversammlung die Landesverfassung und wurde zum ersten Landtag von Baden-Württemberg
. Obwohl der Landtag das Recht der Verfassungsänderung innehat, wurde sie bisher nur 17-mal geändert
.   
b) Die Allparteienregierungen (1953-1960)  

 „Ein echtes Staatsgefühl entwickeln.“ Ministerpräsident Müller hielt dieses Ziel für einn guten Grund, Allparteienregierungen zu bilden. Obwohl die vier KPD-Abgeordneten, welche bis 1956 im Landtag vertreten waren, noch als Opposition gesehen können, gab es ab der zweiten Landtagswahl keine Opposition mehr. Die KPD scheiterte an der Fünfprozenthürde und wurde im selben Jahr noch verboten
. Da Müller ein großer Befürworter des Südweststaats war, benützte er seine Regierungszeit, um das Land zu um das Land entscheidend zu prägen.    

„In seiner Amtszeit fielen zahlreiche wegweisende "Aufbaugesetze", darunter das Landeswahlgesetz, das Landesverwaltungsgesetz, die Gemeindeordnung, die Landkreisordnung, das Kommunalwahlgesetz, das Finanzausgleichsgesetz zwischen Land und Kommunen und das Polizeigesetz.
“

Im Dezember 1958 wurde Müller zum Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe gewählt. Als seinen Nachfolger wählte die CDU Kurt Georg Kiesinger. Die war ein Überraschung, weil Kiesinger ein sehr ausgesprochen Persönlichkeit war
. 

c) Die Geschichte von den 10 kleinen Negerlein (1960-1966)

Kurt Georg Kiesinger leitete drei Landesregierungen. In jeder Regierung waren weniger Parteien vertreten. Als er 1958 von Müller die Macht übernahm, leitete er eine Allparteienregierung. Zum ersten Mal deutlich drückte Kiesinger seinen Stempel auf die Regierungsbildung nach der Landtagswahl von 1960. 

Nach siebenjähriger gemeinsamer Regierungszeit mussten die vier im Landtag vertretenen Parteien im Wahlkampf gegeneinander antreten. Da die Bundestagswahl nur wenige Monate bevorstanden,  spielten Bundesthemen eine wichtige Rolle. Nur in Südbaden gab es ein regionales Thema: die Wiederherstellung des alten Landes Baden. Aus Mangel an regionalen Wahlkampfthemen und Oppositionsparteien betrug die Wahlbeteiligung nur 59%. Die niedrigste Beteiligung in der Geschichte von Baden-Württemberg.  

Obwohl die SPD die einzige Partei war, die Wähler gewinnen konnte, entschieden sich CDU, FDP/DVP und die Nationalkonservativen des GB/BHE , eine Koalition zu bilden
. 

Auf Bundesebene schloss sich der GB/BHE mit der DP (die Deutsche Partei, die Freiheitlichen) 1961 zusammen. Nun nannte sich die Partei GDP (Gesamtdeutsche Partei). „Das bisherige Programm der DP ist sehr reaktionär. In den letzten Jahren machte die DP einen deutlichen Rechtsruck.
“ Da die GDP die Bundestagwahl von 1961 verlor, ein Großteil der DP-Anhänger wieder zurückgezogen. Das machte die GDP zu einer akzeptablen Heiratskandidatin für CDU und SPD
.

In Baden-Württemberg war es der Realpolitiker Kiesinger, welcher ein Übernahmeangebot an die GDP vorschlug
. Die Hintergrund für den Rückgang der GDP war „die erfolgreiche wirtschaftliche und soziale Integration der Flüchtlinge und Vertriebenen in ihrer neuen Heimat
“. 

Obwohl die SPD und ihr Spitzenkandidat Alex Möller bei der Landtagswahl 1964 erneut um 2% zulegte, was die CDU der roße Wahlgewinner. Die Fusion hatte zu diesem Erfolg beigetragen. 

Für die CDU gab es zwei Gründe , erneut eine Koalitionsregierung aus CDU und FDP/DVP zu bilden. Als erstes erschien es interessanter, mit einer kleinere Partei eine Regierung zu bilden,  weil dann der eigene Einfluss größer ist
. Vor allem aber wollte Kiesinger nicht gerne mit Möller zusammenarbeiten.  

Doch gab es auch einrn wichtigen Gründ gegen einr schwarz-gelbe Regierung. Dir Schul- und Bildungspolitik war –wie in den ganzen fünfziger und sechziger Jahren- das große Wahlkampfthema . Inhaltlich stand die CDU in diesem Thema der SPD näher als der FDP/DVP
.

Dr. Kurt Georg Kiesinger war ein alter Hase mit großen Ambitionen. Am 1. Dezember 1966 wurde er von der ersten großen Koalition der Bundesrepublik zum Bundeskanzler gewählt. Am gleichen Tag erklärte er seinen Rücktritt als baden-württembergischer Ministerpräsident
.   

Mit dem Aufstieg von Kiesinger eröffneten sich im Land neue Koalitionsmöglichkeiten. Hans Filbinger (CDU) wurde neuer Ministerpräsident. Auch auf Landesebene bildete er überraschenderweise eine große Koalition. Obwohl die FDP/DVP mit der CDU  in Fragen der Bildungspolitik erhebliche Differenzen hatte, verließt die Partei sich darauf, dass die Regierung nur zwei Jahr zusammenbleiben würde. In Realität war dies für die Liberalen der Anfang von dreißig Jahren in der Opposition.
.     

d) Die NPD Jahre (1966-1972)

Die Vermutung der FDP/DVU, dass die große Koalition auf Bundesebene kein Erfolg werden würde, bestätigte sich. Auch auf Landesebene war die CDU-SPD Regierung sehr unbeliebt. Obwohl die FDP/DVU bei der Landtagswahl 1968 1,3% mehr Stimmen holten, war das Signal der unzufriedenen Wähler deutlich. „Viele Protestwähler votierten für die Rechtsaußenpartei NPD. Die Wahl ging als ‚NPD-Wahl’ in die Wahlgeschichte ein.
“ 

     Die NPD zog mit einem Wahlergebnis von 9,8% in den Landtag ein. Auch in Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und Bremen hatte die rechtsextreme Partei schon die Fünfprozenthürde überspringen können. Es gab auch einen Protestmarsch in Bonn gegen die große Koalition
.  

Dieser bundesweite Erfolg der NPD zusammen mit dem Protestmoment gegen die Bundesregierung machte den Politikern in Stuttgart deutlich, dass die Wähler vor allem gegen die Politik auf Bundesebene protestiert hatten. Der Stimmeneinbruch der SPD (minus 8,3%) wurde dem Landesvorsitzenden Walter Krause zur Last gelegt
. 

„Die Ergebnisse der Landtagswahl 1968 zwangen jedoch die politischen Verantwortlichen zur Fortsetzung der unbeliebten großen Koalition in Stuttgart.
“ Hans Filbinger blieb Ministerpräsident von Baden-Württemberg.  

Bei der Bundestagwahl 1969 verfehlte die NPD bereits die 5% Hürde in Baden-Württemberg. Vier Jahre nach ihrem Einzug in den Landtag trat die NPD bei der nächsten Landtagswahl selbst nicht mehr an
.
e) CDU wurde Herr und Gebieter (1972-1978)

Bei der Gründung von Baden-Württemberg war die CDU aufgeteilt in die vier unabhängigen Landesverbände Nordwürttemberg, Südwürttemberg, Nordbaden und Südbaden, zwischen denen große Meinungsverschiedenheiten existierten
. 

„Insbesondere die Interessenlagen hinsichtlich der Südweststaatsfrage gingen weit auseinander. Die Südbadener forderten geschlossen die Rückkehr zum alten Land Baden, die Nordbadener waren sich uneins. Nord- und Südwürttemberg plädierten für den Zusammenschluss.
“

1971 gelang es Filbinger, die vier CDU-Verbände zusammen zu schließen. Zwanzig Jahre nach ‚dem Wahlbetrug von 1952’ für die Badener beziehungsweise ,der deutlichen Abstimmungsmehrheit’ für die Schwaben war der Konflikt abgekühlt
. Doch sprach man inner des CDU Landesverbandes ab „dass keiner der vier CDU-Landesbezirke mehr als ein hohes landespolitisches Amt (z.B. Ministerpräsident, Landtagspräsident, Fraktionsvorsitzender) für sich in Anspruch nehmen darf.
“      

Hans Filbinger gelang es nicht nur, die Partei wieder zu vereinigen, er wurde auch von vielen Baden-Württembergern als echter ‚Landesvater’ gesehen. Der Landtagswahlkampf wurde stark beeinflusst durch die Kontroversen auf Bundesebene. Eine rot-gelbe Koalition stritt über die Ostverträge
. 

Mit dem Slogan ‚Freiheit oder Sozialismus’ sprach die CDU zum ersten Mal die traditionell FDP/DVP wählenden protestantischen Schichten Altwürttembergs an
. „Begleitet von der mit Abstand höchsten Wahlbeteiligung bei allen baden-württembergischen Landtagswahlen (80 Prozent), erzielte die CDU bei den Landtagswahlen 1972 erstmals im Land eine klare absolute Mehrheit.
“

Die CDU gewann an Popularität. Ihre Mitgliederzahlen im Lande verdoppelten sich von 45.000 in 1971 auf 80.000 in 1978
. Die Gründe dafür waren einerseits die starke Persönlichkeit Ministerpräsident Filbingers und anderseits die Tatsache, dass die SPD bundespolitisch in diesen Tagen keine gute Figur abgab
.      

Die CDU versuchte, sich als Baden-Württemberg-Partei in Szene zu setzen. Sie benutzte bei den Landtagswahlen 1976 Slogans wie ‚Mit uns für Baden-Württemberg’ und ‚Die liberale und soziale Volkspartei der Mitte’
. Mit 56,7 % erreichte die CDU ihr höchstes Wahlergebnis bei Landtagswahlen in Baden-Württemberg. Die SPD und die FDP/DVP verloren dagegen an Stimmen. Das Ausmaß des Sieges der CDU war überraschend. In 69 von 70 Wahlkreisen wurden die Direktmandate von der CDU gewonnen. Das Wahlergebnis nannte man den ‚Filbinger-Sieg’ -  „Baden-Württemberg wurde vollends zum CDU-Land“.
    
f) Der Untergang (1978)

Man nannte Hans Filbinger 1976 als den Grund des Wahlsieges der Union, doch nur zwei Jahre später musste er von seinem Amt als Ministerpräsident zurücktreten. Die „Zeit“ machte Filbingers Mitwirken bei vier Todesurteilen bei NS-Kriegsgerichtsverfahren öffentlich. Er sollte unter anderem als leitender Offizier des Exekutionskommandos die Vollstreckung der Todesstrafe von Walter Gröger beaufsichtigt haben
. 

Filbinger rechtfertigte sich mit dem berühmt gewordenen Kommentar: "Was damals Recht war, kann heute nicht Unrecht sein!"
. Es war sein politischer Schwanengesang. „Der Grund war wohl weniger das ihm vorgeworfene Verhalten als Marinerichter am Ende des zweiten Weltkrieges, sondern seine Reaktion darauf.
“

Der Fraktionsvorsitzende der Union im Landtag, Lothar Späth, wurde zum Nachfolger gewählt
. Es dauerte bis 2003 dass Filbinger mit einem Empfang im Ludwigsburger Schloss für seinen politischen Verdienst nach dem Krieg geehrt wurde. Auch in Freiburg haben Studenten dagegen protestiert.

g) Einzug der Grünen (1978-1984)

Lothar Späth wurde sehr schnell der neue Landesvater. Bei seiner ersten Landtagswahl als Ministerpräsident gelang es ihm dann auch, die CDU-Mehrheit zu erhalten. Anstatt der CDU die Mehrheit zu entziehen, hatte SPD Spitzenkandidat Erhard Eppler etwas völlig Neues erreicht.  Er hatte die CDU mit einer ökologisch orientierten und kernkraftkritischen Politik bekämpft. Damit hatte er eine ideale Wahlkampfatmosphäre für eine neue Partei kreiert: die Grünen
.

„Zur allgemeinen Überraschung übersprangen die Grünen die 5%-Hürde und zogen 1980 mit sechs Abgeordneten in den Landtag ein.
“ Als zentrales Thema der Grünen galt die Ablehnung der Kernenergie. Obwohl dieses und andere Themen der Grünen sehr explizit sind und ihnen eine Rolle als dauerhafte Oppositionspartei zufiel, wurde ihre Haltung im Landtag bis heute als konstruktiv und sachlich-kritisch interpretiert
. 
Weil die ‚Realos’ bei den Grünen in Baden-Württemberg immer die Oberhand gewonnen haben, liegt eine CDU-Grünen-Koalition als mögliches Ergebnis der Landtagswahl im März 2006 nahe. Dies würde auch neue Möglichkeiten für die Grünen auf Bundesebene kreieren. 

Nicht nur für die Grünen war 1980 ein gutes Jahr. „Die FDP/DVP konnte erstmals wieder nach 12 Jahren bei einer Landtagswahl ihre Stimmenanteile verbessern“ aber es würde bis 1996 dauern bis die Liberalen wieder an der Macht teilhaben konnten
.

h) Die CDU-Alleinregierungen: A Never Ending Story? (1984-1991)

Um endlich der CDU die absolute Mehrheit zu entziehen, pries die FDP/DVP sich selbst als potentieller Koalitionspartner der CDU im Wahlkampf 1984 an. Ihr Plan scheiterte und „die FDP/DVP wurde von ihrem abgestammten Platz als drittstärkste Fraktion im Landtag von den Grünen verdrängt“
.       

Es gibt viele Gründe, warum in den Achtzigerjahren ein ‚Späth-Sieg’ dem anderen folgte. Lothar Späth brachte Baden-Württemberg wirtschaftlich und sozial an die Spitze. Er wurde ‚der Macher’ und ,das Cleverle’ genannt
. Die Geschichtsschreiber wurden oft regelrecht poetisch, wenn es um Späth und seinen Erfolg in Stuttgart ging. „Pfiffig und ideenreich regierte Späth das Land, agierte als Antreiber der Wirtschaft, Technik, Forschung und Kultur zugleich.
“

Obwohl die CDU bei den Landtagswahlen 1988 erstmals nach 16 Jahren unter die 50%-Hürde rutschte, konnte Späth die absolute Mehrheit im Landtag verteidigen. Er hat sich deutlich von der Kohl-Regierung in Bonn distanziert und sich als Landesvater profiliert. Aber diese Landtagswahl war ein erstes Signal für das Ende der CDU-Dominanz.

i) Der Untergang: die Folge (1991-1996) 

Die baden-württembergischen Landesväter der CDU scheinen sich nicht von ihrem Amt als Ministerpräsident nicht ohne einen großen Skandal verabschieden zu können. Nach Filbinger, der eine SS-Vergangenheit hatte, gab es 1991 Lothar Spät mit eines Reiseaffäre. Späth hat im Jahre 1986 auf Kosten der Firma SEL (Standard Elektrik Lorenz) Urlaub in der Ägäis gemacht. Daneben hat er auch das Firmen-Flugzeug mehrmals benutzt
. 

Erwin Teufel wurde der neue Ministerpräsident und nur ein Jahr später gab es neue Landtagswahlen. „Die Wähler im Land verursachten an den Wahlurnen einen Erdrutsch.“ Die CDU fiel sogar unter die 40%-Hürde und damit endete die zwanzigjährige Periode der Alleinregierung der CDU
. 

Obwohl die CDU 10% verlor, konnten die Oppositionsparteien im Landtag nicht profitieren. Die SPD rutschte selbst unter die 30%-Hürde und FDP/DVP näherten sich der Fünfprozenthürde
. 

Der Hauptgewinner wurden die Republikaner. Mit 10,9% der Stimmen zogen sie in den Landtag ein. Diese extrem-rechte Partei profitierte von der Skandalatmosphäre rund um Späth und das Wahlkampfthema ‚Asylmissbrauch’. Mit 15 Abgeordneten im Landtag beeinflussten die Republikaner stark die Koalitionsbildung. Nur eine große Koalition  oder eine schwarz-grüne Koalition waren möglich. Weil schwarz-grün für beide Parteien nicht in Frage kam, gab es keine Wahl mehr. „Die CDU und SPD verständigten sich auf ein Regierungsbündnis mit Erwin Teufel als Ministerpräsident.
“  

j) Keine Eintagsfliege (1996-2001)

In vielen Analysen wurde des Wahlsieg der Republikaners gedeutete als ‚das Ergebnis einer Protestwahl’. Alle hatten erwartet, dass die Republikaner (wie die NPD 1968) bei des nächsten Wahl nicht mehr über die 5%-Hürde kommen würden. Aber die Republikaner waren keine Eintagsfliege. Bei des nächsten nächste Landtagswahl 1996 behielten sie 9,1% und 14 Sitze im Paralment. 

„Die noch intakten katholischen und evangelischen Milieus im ländlichen Südwesten stellen eine strukturell günstige Ausgangssituation für die politische Arbeit konservativ-bürgerlicher Parteien dar.
“    
Neben den Republikanern gewannen auch die Grünen, FDP/DVP und CDU. Nur die SPD verlor stark. Mit nur 25,1% der Stimmen erreichte die SPD den absoluten Tiefpunkt. Nach exakt 30 Jahren zogen die Liberalen wieder in eine Regierung ein.

Die bürgerliche Koalitionsregierung mit Teufel als Ministerpräsident musste eine Antwort bieten auf die Wünsche der Protestwähler. Die große Test fand 2001 statt.

Teufel benutzte die Erfolgsbilanz seiner Regierung um den Wahlkampf zu gewinnen. Die SPD verzeichnete einen erstaunlichen Stimmenzuwachs von über 8%. Damit wurde der Siegeszug der Grünen gestoppt aber nicht die Mehrheit der CDU und FDP/DVP gebrochen
.

„Nach längeren innerparteilichen Querelen kündigte Teufel an, dass er zum 19. April 2005 als Ministerpräsident von Baden-Württemberg zurücktreten werde. Zum neuen Ministerpräsidenten wurde daher der bisherige CDU-Fraktionsvorsitzende Günther Oettinger gewählt.“
3 Fazit

Obwohl die CDU in Baden-Württemberg, mit Ausnahme der ersten Landesregierung, immer an der Macht beteiligt war ist ihre Position nicht so stark wie die des CSU in Bayern. In die baden-württembergischen Geschichte gab es viele verschiedene Koalitionsbündnisse. Im Grunde genommen was Baden-Württemberg ursprünglich auch kein CDU-Land. Die CDU hat das Vertrauen der Wähler in den letzten Fünfzig Jahren selber aufgebaut. 

Der Deutsche Föderalismus gibt den Ländern sehr beschränkte Zuständigkeiten. Bei den meisten Sachen bleiben die Länder abhängig von des Bundesregierung.  Das macht es für Ministerpräsidenten möglich, der ‚Anwalt’ von Baden-Württemberg zu spielen. So kann er die regionalen Interessen seines Land vertreten. Wenn er das gut macht kann ein Ministerpräsident die Parteigrenzen überschreiten und so zum Landesvater werden. Ich glaube, dass diese Mechanik, zusammen mit der guten wirtschaftlichen Position Baden-Württembergs, des Schlüssel des Erfolgs der CDU und seiner Ministerpräsidenten in Baden-Württemberg ist.

Die Politik in Baden-Württemberg kann in dem Sinne überraschend sein, als die Wähler nicht mit einverstanden sind mit der traditioneller Parteien. Wenn sie mit dem politischen Verwirklichungen nicht einverstanden sind, geben sie starke Signale. Sie wagen sich dann nicht nur an die Parlamentarische Opposition sondern manchmal auch an extreme Parteien (wie die NPD 1968 und die Republikaner 1992 und 1996). 

Die Universitätsstädte sorgen dafür, dass neue ideologische Strömungen in diesem eher konservativer Bundesland doch große Chancen haben (die Grünen in 1980).  

Zum Schluses bleibt zu bemerken, dass es meines Ansicht nach überraschen wenig politische Forschung über die Landespolitik von Baden-Württemberg gibt. Die Quellen für diese Hausarbeit waren beschrankt weil sich nur sehr wenige Forscher in Baden-Württemberg mit der regionalen Politik beschäftigen. Ob es eine Sache der Finanzierung oder vielleicht Desinteresse ist, weiß ich nicht, aber ich kann es nur schade finden. 

Ich glaube die Erforschung der Politik auf Landesebene könnte viele Sacheverhalte auf höheren Ebenen erklären. Daneben kann man manchmal auf Landesebene Strömungen und Bevölkerungswünsche viel frühes entdecken. Al diese sind Gründe, um uns weiter mit des Politikforschung von Baden-Württemberg zu beschäftigen.      
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� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Ebenda.


� Vgl. Scheble Q. B., Landtag, 2004, s. 127.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236. Ebenda


� Vgl. Eilfort M., Eith U., Parteien in Baden-Württemberg. Wählerverhalten in Baden-Württemberg; Strukturen, Akteure, Entwicklungslinien. Landeszentrale für politische Bildung, Baden-Württemberg, 2004, s. 222.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� Vgl. Riescher G., Gebauer B., Länderparlamentarismus in Deutschland, 2004, s. 58.


� Riescher G., Gebauer B., Länderparlamentarismus in Deutschland, 2004, s. 58.


� Vgl. Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 71.


� Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 71. 


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Vgl. Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 72.


� Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 236.


� Vgl. Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 72.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� Vgl. Riescher G., Gebauer B., Länderparlamentarismus in Deutschland, 2004, s. 58.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Filbinger (11/01/06)


� Ebenda.


� Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Filbinger" ��http://de.wikipedia.org/wiki/Filbinger� (11/01/06)


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 237.


� Vgl. Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 74.


� Vgl. Riescher G., Gebauer B., Länderparlamentarismus in Deutschland, 2004, s. 60.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 238.


� Ebanda.


� Vgl. Hartmann J., Schneider H., Handbuch der deutschen Bundesländer, s. 72.


� Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 238.


� http://de.wikipedia.org/wiki/Traumschiff-Aff%C3%A4re (14/01/06)


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 239.


� Ebanda.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 239.


� Eith U., Parteien und Wahlen in Baden-Württemberg. Entwicklungslinien des Wählerverhaltens in Baden-Württemberg. Kohlhammer, Stuttgart, 2003, s. 75.


� Vgl. Eilfort M., Schwarz T., Parteien in Baden-Württemberg, 2004, s. 239.





PAGE  
12

